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Erledigungen. 


Die Gebühren der Advocaten in Verwaltungs- 
Angelegenheiten ). 
Von Karl Peyrer, k. k. Miniſterialrath. 


Die ältere Zeit war der Zuziehung von Advocaten zu Geſchäften 
vor den Verwaltungsbehörden nicht günſtig und ſowohl die Geſetzgebung 
als auch der Behörden⸗Organismus waren derart eingerichtet, daß eine 
Mitwirkung der Advocaten bei jenen Geſchäften, wenn ſie auch nicht 
geradezu als ſchädlich und verboten galt, doch für die Mehrzahl der 

Fälle leicht entbehrt werden konnte. 

8 Die Verwaltungsgeſetze waren meiſt ſehr einfach und überließen 
nicht bloß den formellen Geſchäſtsgang ſondern ſelbſt einen guten Theil 
der Entſcheidungen dem freien Ermeſſen der Verwaltungsbeh örden; 
dieſe letzteren waren zahlreich über das ganze Land verbreitet, ihre 
Sprengel klein und alle Verhältniſſe waren darnach angethan, den Ver⸗ 
waltungsbehörden in allen Fällen das unmittelbare Eingreifen in die 
Verhandlung und nicht bloß die Leitung des Verfahrens zu ermöglichen, 
ja ſogar es ihnen zur faſt ausſchließlichen Pflicht zu machen. Die An⸗ 
ſchauung, daß die Fernhaltung der Advocaten räthlich ſei, kam ſelbſt 
duch in der Geſetzgebung vielfach zum Ausdrucke. 


In der Neuzeit haben ſich alle dieſe Verhältniſſe geändert. Je 


0 1 7 8 dieſe ee Jahrgg. 1872, Nr. 20, S. 77 u. 78; Jahrgg. 18055 
Nr. S. 106; Jahrgg. 1869, Nr. 38, S. 151 u. 152; Jahrgg. 18 
Nr. 35 S. en Jahrgg. 1874, Nr. 32, S. 128 und Jahrgg. 1876, Nr. 12 
S. 47 u. 48. 


ausgebildeter die Verwaltungsjuſtiz wird, je mehr fie in ihren Formen 
der gerichtlichen Judicatur ſich nähert, je mehr die Verwaltungsgeſetze 
ſelbſt an die Stelle des adminiſtrativen Ermeſſens ſür den Gang der 
Verhandlung und für die Entſcheidung beſtimmte Normen formeller und 
materieller Natur aufſtellen, um ſo häufiger muß auch die Verwendung 
von Advocaten in Verwaltungsangelegenheiten werden. Die neueren 
Geſetze auf dem Gebiete der Verwaltung beginnen daher bereits eine 
ſolche Verwendung nicht bloß ausdrücklich zu geſtatten, ja das wichtigſte 
Geſetz der Neuzeit auf dieſem Gebiete, jenes über den Verwaltungsge⸗ 
richtshof, macht eine ſolche Verwendung im Verfahren vor dieſem 
Gerichtshofe geradezu zur Pflicht der Parteien 

Unter dieſen Verhältniſſen gewinnen daher die Fragen über die 
Gebühren der Advocaten in Verwaltungsangelegenheiten ſowohl vom 
Standpunkte der derzeit geltenden Geſetze als auch für eine künftige 
Geſetzgebung ein erhöhtes Intereſſe. 

Wir verſuchen es zwei dieſer Fragen, welche in jüngſter Zeit 
wiederholt aufgetaucht ſind, einer Erörterung zu unterziehen. 

Die erſte, bisher am häufigſten vorgekommene Frage iſt die: ob 
und in wieweit in Angelegenheiten der Adminiſtrativjuſtiz der Sach⸗ 
fällige verhalten werden kann, dem Gegner die von dem letzteren auf⸗ 
gewendeten Koſten für die Vertretung durch einen Advocaten zu erſetzen? 

Unſeres Wiſſens iſt die Praxis in dieſer Frage noch vielfach 
ſchwankend. 

Nach der Advocatenordnung vom 6. Juli 1868, Nr. 96 R. 

G Bl., 8 8 erſtreckt ſich das Vertretungsrecht eines Advocaten auf 
alle Gerichte und Behörden ſämmtlicher öſterreichiſchen Länder und um⸗ 
faßt die Befugniß zur berufsmäßigen Parteienvertretung in allen gericht⸗ 

n und außergerichtlichen, in allen öffentlichen und Privatangelegen⸗ 
eiten. 

Hiernach dürſte es wohl Pint mehr ſich rechtfertigen laſſen, auf 
e eines älteren Geſetzes bei irgend einer adminiſtrativen Ver⸗ 
handlung einer Partei das Recht zu beſtreiten, ſich durch einen Advo⸗ 
caten vertreten zu laſſen, wenn auch der Behörde das Recht einge⸗ 
räumt werden muß, wo das öffentliche Intereſſe oder der Zweck der 
Verhandlung dies erheiſchen, die Partei auch zum perſönlichen Erſcheinen 
zu verhalten. 

Ueber die Frage der Vertretungskoſten aber begegnet man bei 
den Verwaltungsbehörden noch vielfach der Anſchauung, es ſei ein Un⸗ 
terſchied zu machen zwiſchen ſolchen Geſchäften der Verwaltung, für 
welche die jene Geſchäfte normirenden Geſetze über die Vertretung durch 
Advocaten und die Koſten des Verfahrens beſtimmte Normen aufſtellen, 
5 ſolchen, wo derlei Normen fehlen. Einzelne Verwaltungsgeſetze 
enthalten nämlich die ausdrückliche Befugniß der Parteien in den 
durch das Geſetz geregelten Angelegenheiten ſich durch Advocaten ver⸗ 
treten zu laſſen. So erwähnen beiſpielsweiſe die ſämmtlichen Geſetze 
über Benützung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer (Bukowina 8 78, 


Iſtrien $ 83, Krain § 62, Niederöſterreich $ 80, Steiermark S 77 
— alle anderen $ 84) die Zulaffung von rechts⸗ und fachkundigen 
Beiſtänden zu den Verhandlungen, während in anderen Verwaltungsge⸗ 
ſetzen eine Beſtimmung hierüber nicht enthalten iſt. Mehrere Geſetze ent⸗ 
halten zugleich auch Beſtimmungen über die Koſten des Verfahrens. So 
normiren die Waſſerrechtsgeſetze (ß 98 — Böhmen $ 99 u. ſ. w.): 
„Die politiſche Behörde hat zu erkennen, wie dieſe Koſten (Koſten für 
commiſſionelle Erhebungen und Verhandlungen in Privatangelegen⸗ 
heiten) bei gemeinſchaftlichem Intereſſe auf die Parteien angemeſſen zu 
vertheilen ſind, und inwieweit der Sachfällige die durch ſein Verſchul⸗ 
den und insbeſondere durch muthwillige Einwendungen dem Gegner 
verurſachten Koſten des Verfahrens zu erſetzen hat“. 

Unter die Koſten des Verfahrens, welche nach dieſer Beſtimmung 
zu erſetzen ſind, hat das Ackerbauminiſterium in einer Reihe von Ent⸗ 
ſcheidungen in Waſſerrechtsſtreitigkeiten auch die Vertretungskoſten gerech⸗ 
net, dafern die Beiziehung eines rechtskundigen Beiſtandes im Sinne 
des § 84 mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des Einzelfalles nicht als 
überflüſſig und daher als ungerechtfertigt erkannt wurde. 

In ähnlicher Weiſe hat auch das Miniſterium des Innern in 
wiederholten Entſcheidungen bei Uebertretungen adminiſtrativer Geſetze, 
z. B. des Waſſerrechts, des Forſtgeſetzes den Schuldigerkannten verur⸗ 
theilt, dem Gegner die verurſachten Koſten, darunter auch jene für den 
Advocaten zu erſetzen, weil die Strafproceßordnung vom 23. Mai 
1873, R. G. Bl. Nr. 119, § 393 die ausdrückliche Beſtimmung ent⸗ 
hält: „In jenen Fällen, in welchen dem Beſchuldigten, dem Privatan⸗ 
kläger, dem Privatbetheiligten oder demjenigen, der eine wiſſentlich 
falſche Anzeige macht, der Erſatz der Proceßkoſten überhaupt zur Laſt 
fällt, haben dieſe Perſonen auch alle Koſten der Vertheidigung und 
der Vertretung zu erſetzen.“ 

Von Bedeutung iſt hier auch die Praxis des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes, welcher auf Grund des $ 40 des Geſetzes vom 22. October 
1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876 berechtigt iſt, wenn die Beſchwerde 
abgewieſen wird, dem Beſchwerdeführer den Erſatz der Koſten 
des vor dem Verwaltungsgerichtshofe abgeführten Verfahrens ganz oder 
zum Theile aufzuerlegen. Es liegen bereits zahlreiche Entſcheidungen 
des Verwaltungsgerichtshofes vor, in denen derſelbe unter die Koſten 
des Verfahrens, welche nach obigem Paragraph zu erſetzen ſind, auch 
die Koſten für den Advocaten des Gegners einbezogen hat. 

Bei der Frage, ob im einzelnen Falle Vertretungskoſten ganz 
oder theilweiſe zuzuerkennen ſeien, haben einzelne Verwaltungsbehörden 
in neuerer Zeit gewiß nicht mit Unrecht dieſelben Grundſätze zur 
Anwendung gebracht, welche das Geſetz vom 16. Mai 1874, R. 
G. Bl. Nr. 69 für das Verfahren in Civilrechtsſtreitigkeiten in den 
88 24, 25 und 26 vorgeſchrieben hat, da dieſe Grundſätze, wenn | 
auch für Verwaltungsſtreitigkeiten nicht die Kraft eines Geſetzes haben, 
auch den allgemeinen Verwaltungsgrundſätzen entſprechen und daher 
bei dem Mangel beſonderer Normen auch hier analoge Anwendung 
finden können. Hiernach werden Vertretungskoſten dann und inſoweit 
zuerkannt, als ſie zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 
vertheidigung nothwendig waren. 3 

Wurden in den bisher beſprochenen Fällen einer Partei die von 


I 
I 


ihr aufgewendeten Vertretungskoſten von den Verwaltungsbehörden zu⸗ 


erkannt, ſo haben die letzteren und in gleicher Weiſe auch der Verwal⸗ 


tungsgerichtshof die Ziffern derſelben nach den ihnen vorgelegten Ge⸗ 


bühren⸗Rechnungen der Advocaten in derſelben Weiſe geprüft und 
im allfälligen Inſtanzenzuge feſtgeſtellt, wie die Civilgerichte in ſolchen 
Fällen die ziffermäßige Liquidirung der dem Gegner zu erſetzenden 
Vertretungskoſten vornehmen. 
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hierüber, ſcheinen die Anjichten getheilt zu ſein. Ein Theil der Verwal⸗ 
tungsbehörden ſcheidet den Anſpruch auf die Koſten des Verfahrens über⸗ 
haupt, daher auch jenen auf Vertretungskoſten in Adminiſtrativſtreitig⸗ 
keiten von der Entſcheidung in der ihrem Forum unterworfenen Haupt⸗ 
ſache aus, und verweiſet denſelben auf den Rechtsweg, weil ein ſolcher 
Anſpruch nur auf das bürgerliche Geſetzbuch (Lehre vom Schadenerſatz) 
geſtützt werden kann und daher der Judicatur des Civilrichters unter⸗ 
liegt. Einer ſolchen Anſchauung ſteht jedoch die Erwägung entgegen, 
daß die Behörde, welche über die Hauptſache zu entſcheiden hat, berufen 
iſt auch über den Nebenpunkt, nämlich über die Koſten des Verfahrens 
abzuſprechen, da ſonſt ihre Entſcheidung in einem wichtigen Punkte un⸗ 


vollſtändig bliebe; und da der Civilrichter, welchem das von der Ver⸗ 


waltungsbehörde abgeführte Verfahren vollſtändig unbekannt iſt, auch 
nur ſchwer in die Lage verſetzt werden kann, über ein den Koſtenerſatz 
bedingendes Verſchulden im Adminiſtrativproceſſe in befriedigender Weiſe 
zu entſcheiden, würde in den meiſten Fällen die Verweiſung des Koſten⸗ 
punktes auf den Rechtsweg einem Freibrief für den an den Koſten 


ſchuldtragenden Theil gleichkommen und würden die Parteien in Ad— 


miniſtratibſachen nur einen höchſt ungenügenden Rechtsſchutz finden. Das 
Fehlen von Normen über die Koſten des Verfahrens in den einzelnen 
Verwaltungsgeſetzen berechtigt nicht zur Annahme, daß die Geſetze die 
fo wichtige Entſcheidung über die Koſten des Verfahrens in Verwaltungs⸗ 
ſtreitigkeiten der Judicatur der Verwaltungsbehörden entziehen und den 
Gerichten zuweiſen wollten. Die Mehrzahl der Verwaltungsgeſetze, zumal 
jene aus älterer Zeit, ſind ja bekanntlich überaus dürſtig an Normen 
über das Verfahren und müſſen in allen dieſen Punkten ergänzt werden 
durch die Normen anderer Verwaltungsgeſetze, welche darüber beſtimmte und 
vollſtändige Regeln enthalten. Alle Verwaltungsgeſetze aber, welche über die 
Koſtenfrage Normen aufſtellen, weiſen die Judicatur über die Koſten des 
Verfahrens übereinſtimmend den Verwaltungsbehörden zu. Es iſt daher 
kaum ein Zweifel darüber geſtattet, daß die Koſtenfrage auch in 


Verwaltungsangelegenheiten ebenſo wie im richterlichen Urtheile als ein 
Nebenpunkt der Entſcheidung in der Hauptſache anzuſehen iſt, welcher 


gleichzeitig mit der letzteren geregelt werden muß. 

Von jenen Verwaltungsbehörden, welche die Judicatur in der 
Koſtenfrage ſich ſelbſt zuerkennen und den Anſpruch auf Koſten nicht 
vor die Gerichte verweiſen, geht ein Theil von der Anſicht aus, daß 
in Adminiſtrativſachen die Koſten des Verfahrens überhaupt nicht zuzu⸗ 
erkennen ſeien, weil — nun weil jede Partei ihre Koſten ſelbſt zu beſtrei⸗ 
ten hat und zu einem Erſatzanſpruch an den Gegner in keinem Falle 
berechtigt iſt. Es braucht wohl keiner ansführlicheren Erörterung darüber, 
daß eine ſolche Anſchauung die einfache Lehre unſeres bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches und jeder anderen vernünftigen Geſetzgebung ignorirt, nach welcher 
der durch ein Verſchulden verurſachte Schaden erſetzt werden muß; 
auch im Adminiſtrativverfahren darf nicht Unrecht zum Recht werden 
und darf keine Partei die andere durch ihr Verſchulden in ungerechte 


Koſten verſetzen. Man ſieht ſich ſofort auch allenthalben genöthigt, von 


einer ſolchen Anſchauung gleichſam ſchrittweiſe zurückzutreten und der 


gegentheiligen richtigeren Anſchauung Conceſſionen zu machen. Die erſte 


Conceſſion wird gemacht bei der Judicatur über die Commiſſionskoſten, 
vielleicht weil hier das eigene Intereſſe der Behörde an ihren Com⸗ 
miſſionskoſten ſie auch feinfühliger gegen das Verſchulden der Parteien 
macht und jede Behörde Bedenken trägt, ſich von der an der Com⸗ 
miſſion völlig ſchuldloſen Partei die Koſten der Commiſſion bezahlen 
zu laſſen. Man verurtheilt daher hier regelmäßig den ſchuld⸗ 
tragenden Theil in die Commiſſionskoſten und findet eine Berechtigung 
hiezu auch im § 24 der Miniſterial⸗Verordnung vom 3. Juli 1854 
R. G. Bl. Nr. 169, welcher ausdrücklich Anſprüche auf Erſatz der 


Anders hat ſich bisher, ſoweit uns bekannt iſt, die Praxis in 


Conmmiſſionskoſten durch die Gegenpartei zuläßt. Ausnahmen finden nur 


jenen Fällen geſtaltet, wo die einzelnen zur Anwendung gelangenden Statt in beſonderen Fällen, z. B. im Expropriationsverfahren, wo der 
Verwaltungsgeſetze beſtimmte Normen über die Beiziehung von Advo⸗ Expropriationswerber die Koſten auch dann zu bezahlen hat, wenn er 
caten und über den Koſtenerſatz nicht enthalten. Dieſe Geſetze bilden gegen den Widerſpruch des zu Expropriirenden obſiegt. 
derzeit noch die überwiegende Mehrzahl, da erſt die neueren Verwal⸗ Scrupulöſer iſt bereits die Judicatur über die Stempelgebühren. 
tungsgeſetze anfangen, über dieſe Fragen vereinzelte, keineswegs noch Man begegnet miniſteriellen Entſcheidungen ) nach welchen Verhand⸗ 
vollſtändige Normen aufzuſtellen. lungskoſten (Stempelgebühren), nämlich Vergütungen, welche der Staat 
s Eine beſtimmte, allgemein als richtig anerkannte Praxis ſcheint hier für die Verwaltungsrechtſprechung von den Parteien in Anſpruch nimmt, 
noch nicht ſich gebildet zu haben. Sowohl über die Frage ob ein Recht politiſcherſeits nicht zuerkannt werden dürfen und nie zu vergüten ſind. 
auf den Erſatz der Koſten des Verfahrens überhaupt und insbeſondere, In anderen Fällen wurden von den Verwaltungsbehörden zwar 
der Vertretungskoſten in Fällen, wo dem Gegentheil ein Verſchul⸗ auch die Stempelgebühren zuerkannt, nicht aber die Reiſekoſten der 
den zur Laſt fällt, in Verwaltungsſtreitigkeiten anzuerkennen ſei, als 


auch über die Competenz der Verwaltungsbehörden zu einem Ausſpruche ) Vgl. Zeitſchrift für Verwaltung Jahr 1872, S. 78 und Jahr 1871, S. 12. 


Parteien und die Koften für Beiſchaffung der Beweismittel, Zeugen⸗ 
gebühren und Auslagen für Sachverſtändige, angeblich weil die Parteien 
verpflichtet ſind, in ihren Angelegenheiten bei den Verhandlungen vor 
den Verwaltungsbehörden perſönlich zu erſcheinen und die Beweismittel 
zu produciren, daher fie auch die für ihr Erſcheinen, für die Reiſe zur 
Verhandlung oder zur Commiſſion, für Zeugen und Sachverſtändige 
aufgewendeten Koſten auch dann zu beſtreiten haben, wenn der Gegner 
durch muthwillige Streitführung die Koſten verſchuldet hat. } 

Aber auch von dieſer Anſchauung kommt man mehr und mehr 
ab und es bleibt faſt nur noch als letztes Ueberbleibſel einer für die 
Dauer kaum mehr haltbaren Judicatur, die Weigerung der Verwal⸗ 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Frage der Behördenzuſtändigkeit zum Einſchreiten nach § 12 

lit. e der kaiſ. Verordg. v. 20. April 1854, N. G. Bl. Nr. 96 

wegen beleidigender Schreibart in einem durch die Poſt nach 

einem anderen Ort beförderten Schtiftſtücke. Analoge Anwendung 
der §§ 51 u. 52 der Strafproceßordnung. 


Joſef M. in A. hat in einem in Sachen von Schurfrechten 
gegen die Erledigung des Revier⸗Bergamtes in C. bei der k. k. Berg⸗ 
hauptmannſchaft in B. eingebrachten Recurſe (gegen M. war nämlich 
wegen Nichtbetriebes und Nichtzahlung der Gebühren auf Löſchung ſeines 


tungsbehörden, Vertretung skoſten zuzuerkennen. Hier aber können wir Schurfrechtes erkannt worden) geſagt: „Und wegen dieſer unbedeutenden 
nicht verhehlen, daß, ſoweit uns wenigſtens die Judicatur der Ver⸗ Unterlaſſung ſoll ich jetzt um den letzten Reft meiner Hoffnung beraubt 
waltungsbehörden bekannt ift und in öffentlichen Blättern zum Ausdruck werden, während man reichen Privaten und gut fundirten Geſellſchaften 


gelangte, derzeit noch die meiſten Verwaltungs behörden in den nicht 
durch neuere Geſetze ausdrücklich anders normirten Geſchäften regelmäßig 
gegen die Zuerkennung von Vertretungskoſten ſich aussprechen, weil die 
Beiziehung von Advbcaten bei Adminiſtrativſachen, wenn nicht für die 
Sache nachtheilig, ſo doch jedenfalls entbehrlich ſei, da die Verwal⸗ 
tungsbehörden von Amtswegen verpflichtet ſind, Geſuche und Anträge 
der Parteien zu Protokoll zu nehmen, den Gegenſtand des Streites 
durch Aufnahme der Beweismittel klarzuſtellen und das ganze Ver⸗ 
fahren in officioſer Weiſe durchzuführen. 

Dabei überſieht man nun freilich, wie wenig die politiſchen 
Behörden derzeit bei der mehr und mehr auch in den Formen ſich 
entwickelnden und ausbreitenden adminiſtrativen Geſetzgebung, welche 
ſich hierin der Juſtizgeſetzgebung mehr und mehr nähert, bei der wach⸗ 
ſenden Geſchäftslaſt und dem großen Umfange der Verwaltungsbe⸗ 
zirke im Stande ſind, eine ſolche ihnen zugemuthete ideale Aufgabe zu 
erfüllen, und wie ſie ſelbſt allenthalben genöthigt ſind, die Parteien, 
zumal bei ſchwierigen Fällen, an die Advocaten zu. verweilen. 
Auch wird jeder, der Gelegenheit hatte durch einen längeren Zeit⸗ 
raum die Rechtſprechung der Verwaltungsbehörden unbefangen zu prüfen, 
gerne zugeſtehen, daß in zahlreichen Adminiſtrativproceſſen erſt die Bei⸗ 
ziehung der Advocaten es möglich gemacht hat, die dunklen thatſächli⸗ 
chen Verhältniſſe klarzuſtellen, die Beweismittel beizuſchaffen, richtige 
Rechtsanſchauungen zur Geltung zu bringen, und in ſolcher Weiſe, dem 
Rechte zum Sieg zu verhelfen. 

Da auch hier, wie ſchon oben erwähnt, aus dem Fehlen 
beſtimmter Normen über die Vertretungskoſten in den älteren Geſetzen 
nicht auf den Willen des Geſetzgebers geſchloſſen werden darf, Ver⸗ 
tretungskoſten, wenn ſie durch Verſchulden des Gegners hervorgerufen 
wurden, anders zu behandeln als andere Erſatzpoſten, welche ſchon 
nach allgemeinen civilrechtlichen Normen der Schuldige zu erſetzen hat, 
ſo glauben wir, es ſei nur noch eine Frage der Zeit, bis ſich die 
Judicatur der Verwaltungsbehörden auch in ſolchen Angelegenheiten, 
wo die Specialgeſetze über die Koſten des Verfahrens keine beſtimmten 
Normen auſſtellen, an die Analogie jener neueren und vollſtändigen 
Geſetze anſchließen wird, welche wie z. B. die Waſſerrechtsgeſetze ſolche 
Normen enthalten, fo daß die Verurtheilung des jachjälligen Theiles in 
die durch fein Verſchulden hervorgerufenen Vertretungskoſten im Admini⸗ 
ſtrativproceſſe ebenſo wie im Civilproceſſe als allgemeine Regel 
gelten wird. Ein gegentheiliger Vorgang muß als eine drückende Er⸗ 
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alle erdenklichen Begünſtigungen gewährt“. 

Das Revierbergamt in C., welchem die Recursſchrift von der 
Berghauptmannſchaft in B. zur Berichterſtattung zugefertigt wurde, hat 
unter Annahme, daß obige Stelle den Vorwurf der Parteilichkeit ent⸗ 
halte, bei der Bezirkshauptmannſchaft in A. angeſucht, gegen Joſef M. 
nach § 12 lit. 6 der kaiſerl. Verordnung vom 20. April 1854 ſtraf⸗ 
weiſe vorzugehen, 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat mit Note vom 6. October 1876 
obiges Anſuchen abgelehnt; weil die kaiſerl. Verordnung vom Jahre 
1854 nur rückſichtlich der lan desfürſtlichen politiſchen und Polizei⸗ 
Behörden Anwendung zu finden habe. 

Gegen dieſen Beſcheid hat das Revierbergamt in C. an die 
Statthalterei recurrirt, welche mit Entſcheidung vom 31. October 1876 
die obige Erledigung der Bezirkshauptmannſchaft A. wegen Incompetenz 
behob, nachdem die vom Kläger behauptete Uebertretung nicht in A., 
ſondern nur dort, wo das bezügliche Schriftſtück präſentirt und dadurch 
zur Eingabe gemacht wurde, begangen ſein konnte. 

Im November 1876 ſtellte das Revierbergamt in C. an den 
Stadtrath in C. das Anſuchen um Beſtrafung des Joſeph M. nach 
der kaiſerl. Verordnung v. J. 1854. Der Stadtrath übergab die Ein⸗ 
gabe der Bezirkshauptmannſchaft in A. zur Amtshandlung und letztere 
ſtellte ſelbe dem Revierbergamte mit Beziehung auf die Statthalterei⸗ 
Entſcheidung vom 31. October 1876 zurück. 

Ueber einen neuerlichen Recurs des Revierbergamtes erkannte die 
Statthalterei unterm 3. Jänner 1877, daß die Ablehnung von Seite 
des Stadtrathes in C. und der Bezirkshauptmannſchaft in A. in der 
Statthalterei⸗Entſcheidung vom 31. October 1876 begründet erſcheint, 
weil der Recurs des M. bei der Berghauptmannſchaft in B. präſen⸗ 
tirt worden iſt. 

Gegen letztere Entſcheidung der Statthalterei ergriff das Revier⸗ 
bergamt den Recurs an das k. k. Miniſterium des Innern, in welchem 


im Weſentlichen geſagt wird, daß ordnungsmäßig der Recurs des M. 


bei dem Revierbergamte in C. ($ 231 a. Berg⸗G.) hätte überreicht 
werden ſollen. Dadurch, daß von M. der Recurs bei der Berghaupt⸗ 
mannſchaft in B. überreicht und dort präſentirt wurde, habe die Be⸗ 
leidigung nicht dort und damals ſtattgefunden, wo der Recurs 
überreicht wurde, weil die beleidigende Bemerkung nicht gegen die 
präſentirende Behörde gerichtet war, daher dieſe das Begehren um Be⸗ 
ſtrafung nicht ſtellen konnte. Die Beleidigung habe erſt ſtattgefunden, 


ſchwerung der Rechtsverfolgung und Rechtsvertheidigung angeſehen als das Revierbergamt C., gegen welches die Beleidigung gerichtet iſt, 
werden. Bis etwa ein allgemeines Geſetz den Geſchäftsgang in in Kenntniß derſelben kam, was zu C. am 2. September 1876 geſchah, 
Verwaltungsangelegenheiten in gleicher Weiſe regelt, wie die Civil⸗ als der Recurs des M. zur Berichterſtattung einlangte. Es ſei 
proceßordnung den Geſchäſtsgang der Gerichte, mag vielleicht auch die demgemäß der Stadtrath in C. zur Einleitung des Strafverfahrens gegen 
Judicatur des Verwaltungsgerichtshofes in Fragen dieſer Art ein ein | M. competent und ftellte das recurrirende Amt das Erſuchen, den ge⸗ 
heitliches, geſunden Rechtsprincipien entſprechendes Vorgehen anbahnen. nannten Stadtrath zur Einleitung des Strafverfahrens gegen M. zu 
Nach neueren ausländiſchen Geſetzen, z. B. nach dem badiſchen Geſetze verhalten. f 5 
über die Organiſation der inneren Verwaltung, gelten über die Pflicht Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 4. April 1877, 
zum Erſatze der Koſten bei Verwaltungsſtreitigkeiten, alſo auch über 3. 2125 unter Behebung der recurrirten und der Entſcheidung vom 
die Vertretungskoſten, die Beſtimmungen des Civilproceſſes — ein 31. October 1876, die k. k. Statthalterei beauftragt, „über den Recurs 
Grundſatz, welchem ſich wohl auch ſeinerzeit die öſterreichiſche Gefeb- | des C. er Revierbergamtes gegen den Beſcheid der Bezirks⸗ 
gebung anschließen dürfte, wenn fie zu einer allgemeinen Feſtſtellung hauptmannſchaft in A. vom 6. October 1876 meritoriſch zu entſcheiden, 
des Geſchäftsganges der Verwaltungsbehörden ſchreitet. weil die Bezirkshauptmannſchaft A. zur Fällung der meritoriſchen 

(Schluß folgt.) Entſcheidung in erſter Inſtanz im Sinne der Strafproceßordnung 

(S8 51 und 52) competent war.“ ; M. 
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chluß des Betrages für die Wirthſchaftserſchwerniſſe und unter 3 z 
8 gegen deſſen Ausfolgung 5 5007 Expropriirten ge⸗ As 2 G. 0 N 2 und 3 4: Geier 915 115 1 1 
ſchehenen Erlages des Schätzungsbetrages auf die Bauführung NE R. G. B. als eine zur enützung der abgetretenen 
der erpropriirenden Bahngeſellſchaft. (§ 9, Gef. vom 14. Septem⸗ Grundſtücke berechtigende Entſchädigungsleiſtung nur dann anzuſehen iſt, 
ber 1854, Nr. 238 R. G. B.; $$ 1, 3, Gef. vom 29 März wenn zur Verwahrung gegen die Auszahlung rechtmäßige Gründe 

1872, Nr. 39 RN. G. B.) vorliegen, ein ſolcher aber in der Stellung eines anderweitigen An⸗ 
ſpruches von Seite des Grundbeſitzers nicht zu finden iſt, daher die 

Conſtatirung der von A. behaupteten unbefugten Benützung ihm gehöriger 
Grundſtücke zum Bahnbaue nicht wohl verweigert werden kann, zumal 
ſich dieſe Benützung auch auf nicht abzutretende Grundſtücke erſtreckt haben 
ſoll, und was den als ein außerordentlicher anzuſehenden Reviſions⸗ 
recurs des A. betrifft, in der Erwägung, daß A. den Augenſchein 
in ſeinem Geſuche ſelbſt beantragt hat, und das beigebrachte Zeugniß 
des Bürgermeiſters von Saalfelden ganz ungenügend iſt“. 

Ger. Ztg. 


A. begehrte vom Bezirksgerichte die Erlaſſung eines Bauverbots 
und Einſtellung der Bau⸗Arbeiten mit bewaffneter Macht, eventuell vor⸗ 
läufig Localaugenſchein, weil die B.⸗Bahn ohne Erfüllung der geſetzli⸗ 
chen Bedingungen auf den ihr abzutretenden Gründen baue und ſogar 
andere ihm gehörige, nicht geſchätzte Gründe zu den Arbeiten benütze. 

Das Bezirksgericht hat den Geſuchſteller ſofort abgewieſen, weil 
für die zum Bahnbaue abzutretende Area der Schätzungswerth von 
11.240 fl. erlegt wurde und A. gegen den Schuldtragenden im geſetz⸗ 
lichen Wege vorgehen möge, wenn nicht abzutretende Grundſtücke benützt 
wurden. (A. hatte ein Zeugniß des Bürgermeiſters von Saalfelden bei⸗ 
gebracht, daß ſeine Grundſtücke L. und S. ſowohl zum Bahnbau als 
auch zur Niederlage von Materialien verwendet ſind und Grundaus⸗ 
hebungen ohne Einwilligung des A. vorgenommen wurden.) — Im 
Recurſe wendete A. ein, daß ihm ja die Bahn die Erfolglaſſung der 
11.240 fl. verweigere, wenn er nicht auf die 4000 fl. Wirthſchaftser⸗ 
ſchwerniß⸗Entſchädigung, die er noch darüber anſpreche, verzichte. 

Das Oberlandesgericht hat wirklich dem Recurſe dahin Folge 
gegeben, daß der angefochtene Beſcheidstheil behoben und dem Bezirks⸗ 
gerichte die Vornahme des begehrten Augenſcheines mit Zuziehung der 
Intereſſenten und die Einvernehmung des Gegners und ſohin die unge⸗ 
ſäumte Schlußfaſſung mit Beſeitigung der gebrauchten Weiſungsgründe 
über das Bauverbot und die Arbeitsſiſtirung aufgetragen werde, und durch die eidlich einvernommenen Zeugen im Sinne des § 211 g. G. 
zwar in der Erwägung, als die ungehinderte Benützung des enteigneten O. vollſtändig erwieſen, daß die beiden Geklagten zur Zeit, als der 
Grundes gemäß g 9 lit. e des Geſetzes vom 14. Sept. 1854, Nr. 238 R. G. Wechſel ausgeſtellt wurde, das Trödlergewerbe betrieben haben. In 
B. und vom 29. März 1872, Z. 39 R. G. Bl erſt nach Leiſtung des erho⸗ Erwägung daher, daß das Trödlergewerbe nur mit obeigkeitlicher Bewil⸗ 
benen Schätzwerthes ſtattfinden kann, den Eiſenbahnconeeſſionären nach ligung betrieben und dieſe Bewilligung nur an eigenberechtigte Per⸗ 
Art. III des Bedingnißheftes IV. der Conceſſionsurkunde vom 10. Novem⸗ ſonen verliehen werden kann (88 4 und 16 der Gew.⸗Ord.), jo iſt auch 
ber 1872, 8. 170 R. G. B. die geſammte Grundeinlöſung inbegrifflich der Beweis dafür beigebracht, daß die beiden Geklagten zur Zeit der 
aller Entſchädigung für Wirthſchaftserſchwerniſſe u. ſ. w. obliegt, die Ausſtellung des eingeklagten Wechſels eigenberechtigt und ſonach im 
B.⸗Bahn aber ausdrücklich in ihrer verweigerlichen Aeußerung betont, Siune des Art. 1 der W. O. wechſelfähig waren. 
daß der Erlag pr. 11.240 fl. für die Grundeinlöſung allein keines⸗ Der k. k. Oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 15. Fe⸗ 
wegs als Zahlung, ſondern nur zur Vorbeugung von Mißverſtändniſſen bruar 1877, 5. 11.263 auch die a. o. Reviſion verworfen mit Hin⸗ 
und unter Verwahrung gegen die Erfolglaſſung geſchehen ſei, im wei⸗ weiſung auf die obige Begründung, welche im § 252 a. b. G. ihre 


Jemand, der nach dem Gewerbegeſetze zum Betriebe eines Ge⸗ 
werbes berechtigt iſt, iſt gleichzeitig auch wechſelfähig. 


Gegen eine wechſelrechtliche Zahlungsauflage wurde von den bei⸗ 
den Belangten unter Vorlage der Geburtsſcheine die Einwendung 
erhoben, daß ſie bei Ausſtellung und Acceptirung des Wechſels minder⸗ 
jährig waren. 

Der Einwendung wurde von den unteren Inſtanzen nicht ſtatt⸗ 
gegeben, denn obgleich die beiden Geklagten mittelſt beigebrachter Ge⸗ 
burtsſcheine nachgewieſen haben, daß ſie zur Zeit der Ausſtellung des 


Expropriation: Einfluß des nur für die Liegenſchaft [mit 5 Sinne des § 9 lit c des Geſetzes vom 14. September 1854, Nr. 
Wechſels das 24. Lebensjahr nicht zurückgelegt haben, ſo iſt es doch 


terer Erwägung, als ſich die B.⸗Bahn laut des Geſuches mit Gewalt Beſtätigung findet. Ger. H. 
in den Beſitz der A. 'ſchen und zwar nicht bloß der gerichtlich geſchätz⸗ Dir 

ten, ſondern auch anderer Grundſtücke geſetzt haben fol, A. aber um Perſonalien. 

einen diesbezüglichen Augenſchein gebeten hat. — Dagegen haben nun Seine Majeſtät haben den Primararzt am St. Johannes⸗Spitale in 


beide Theile recurrirt. A. erklärt den von ihm angebotenen Augenſchein Salzburg Dr. Wenzel Güntner zum Regierungsrathe und Landesſanitäts⸗ 
für überflüſſig, weil ohnehin jedes Kind in Saalfelden wiſſe, daß der referenten für Salzburg ernannt. 2 

Bahnbau auf ſeinem Anweſen beinahe fertig iſt, und das Zeugniß des . S n ee a RE v. Hanſen 

Bürgermeisters vorliege. Die B.⸗Bahn erklärt die obergerichtliche Ent⸗ Seine Majeſtät haben dem Hofrathe an der Wiener Univerfität Dr. Leopold 
ſcheidung für ungeſetzlich, weil der Augenſchein nicht ordnungsmäßig Neumann das Comthurkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

begehrt, der Gegenſtand nicht gehörig bezeichnet, eine Gefahr nicht Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium für Cultus und 
gezeigt und der Augenſchein, da der Zuſtand nach der Mappe jederzeit i 18 Jirekek den Orden der eiſernen Krone dritter 

. A 1 15 g - aſſe taxfrei verliehen. 

2 5 werden kann, überflüſſig ſei, weil ferner die Bahn ſchon je, Der Finanzminiſer Hat den Rechrungsrevidenten Fran gindenthaler 
en Erlag des Schätzwerthes der abzutretenden Grundſtücke das Benü⸗ zum Rechnungsrathe beim Rechnungsdepartement der Finanz⸗Landes⸗Direction 


tzungsrecht erworben habe. Wäre die Auszahlung Bedingung des Bau⸗ in Innsbruck ernannt. 
Der gemeinſame oberſte Rechnungshof hat eine bei demſelben erledigte 


beginnes, könnte nicht Erlag ſreigeſtellt fein. Erlag mit Verwahrung ratbottelle dem militäriſchen Rechnungsoffieial erſter Claſſe Johann Tür! 
gegen Erfolglaſſung ſei möglich, weil ſonſt Erlag der Zahlung gleich 1 eee e e un eur ee off des 
wäre. Die Conceſſionsurkunde vom 10. November 1872, 8. 170 R. k. und k. Reichs⸗Finanz⸗Miniſteriums Paul Ritter v. Raab verliehen. 
G. B. ſage nichts anderes, als ſchon in der Verordnung v. 14. Sept. 1854, 
Z. 238 R. G. B. enthalten ſei, und durch Befriedigung des Anſpruches für 
anderweitigen Schaden ſei die Beſitzerwerbung der exproprürten Gründe nicht 
bedingt. Zur Conſtatirung der lügneriſch behaupteten Einbeziehung an⸗ 
derer Gründe ſei Augenſchein vor änhängiger Klage nicht zuläſſig und 
überdies ſchwebe ohnehin eine vom A. begehrte Beweisaufnahme zum 
ewigen Gedächtniſſe noch beim oberſten Gerichtshofe. 

Der oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 7. Juli 1874, 
3. 7106 und 7107, jedoch weder dem außerordentlichen Reviſions⸗ direction mit je 500 fl. Adjutum, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 123). 
Recurſe des A. noch dem ordentlichen Reviſionsrecurſe der B⸗Bahn x nenn 
gegen dieſe obergerichtliche Verordnung Folge gegeben, und zwar, was den 1 ee : g Rık ; — 
Recurs der B.⸗Bahn betrifft, „in der Erwägung, daß der gerichtliche 5 . Wenger nei 22 > Baer: 
Erlag des Schätzwerthes der zum Bahnbau abzutretenden Grundſtücke waltungsgerichtshofes“ und einer literariſchen Beilage. 
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Erledigungen. 
Zwei Forſtelevenſtellen bei der Gmundner Forſt⸗ und Domänendirection 
mit je 500 fl. Adjutum, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 121.) 
Forſtingenteursſtelle bei der Forſt⸗ und Domänendiveckion in Salzburg 
in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Forſtingenieurs⸗Adjunctenſtelle in der 
zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Forſtelevenſtelle mit 500 fl. Adjutum, bis 


Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 123). 8 
Zwei Forſtelevenſtellen bei der Gmundner k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 


